
 

 

Ihre Steuerkanzlei informiert.

SCHAUFENSTER

STEUERN
01/2017

Termine
Steuern und Sozialversicherung

Bestandskräftiger
Steuerbescheid
Korrektur bei Abweichung zwischen
Steuererklärung und "eDaten"

Häusliche Pflege
Auch bei Betreuung durch nicht besonders
ausgebildetes Personal abzugsfähig

Hank und Partner mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

74523 Schwäbisch Hall

Telefon: 0791/950310

info@hank-und-partner.de

Sehr geehrte Mandanten,

mit so manchem neuen Jahr kommt es auch zu einer neuen Steuer.

Für die Steuerpflichtigen bedeutet dies in der Regel eine weitere Steu-

erbelastung. Tatsächlich kann aber auch der Wegfall einer Steuer zu

einer höheren steuerlichen Belastung führen. Gemeint ist die Abgel-

tungsteuer.

Wagen wir mal einen Blick in die steuerliche Zukunft. 2017 ist Wahl-

jahr, und da gibt es ja bekanntlich keine Steuererhöhungen. Jeden-

falls nicht vor der Bundestagswahl. Danach sieht es regelmäßig anders

aus, wobei der Ausgang der Wahl schon entscheidend sein kann. In

Punkto Abgeltungsteuer dürfte der Wahlausgang jedoch vollkommen

egal sein.

Der Grund: Tatsächlich hat die amtierende Opposition in mehre-

ren Bundestagsdrucksachen (Nr. 18/2014 und 18/6064) schon die

Abschaffung der Abgeltungsteuer gefordert. Leider plant dies aber

nicht nur die Opposition. Auch der amtierende Bundesfinanzminister

hat bereits Pläne zur Abschaffung in der Schublade liegen. Konkret wird

hier darauf hingewiesen, dass ab 2017 der automatische Informations-

austausch von Steuerdaten in Kraft tritt. Mit anderen Worten: Der Fis-

kus weiß besser als Sie, welche Kapitalerträge Sie haben. Einen Grund

für eine Quellenbesteuerung (und dann auch noch eine mit einem

recht günstigen Steuersatz von 25 Prozent!) gibt es dann nicht mehr.

Ob Bundestagswahl oder nicht scheint zu guter Letzt auch egal zu sein,

denn neben den vorgenannten Aktivitäten ist mittlerweile das Bundes-

land Brandenburg vorgeprescht und hat im Bundesrat eine Initiative

zur Abschaffung der Abgeltungsteuer gestartet.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.01.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.01. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Januar 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Januar 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.01.2017.

Bestandskräftiger Steuerbescheid: Korrektur bei  
Abweichung zwischen Steuererklärung und „eDaten“

Ist ein Steuerbescheid unrichtig, weil dem elektronisch übermittelten 

Arbeitslohn nur eine landesweite programmgesteuerte Suche zugrun-

degelegt wurde, während der Steuerpflichtige noch Arbeitslohn aus 

einem zweiten Arbeitsverhältnis in einem anderen Bundesland bezog, 

den er in seiner handschriftlich ausgefüllten Einkommensteuererklä-

rung auch in zutreffender Höhe erfasste, darf der Steuerbescheid auch 

nach Bestandskraft noch korrigiert werden. Dies hat das Finanzgericht 

(FG) Düsseldorf entschieden.

Der Kläger bezog im Streitjahr Arbeitslohn aus zwei Arbeitsverhältnis-

sen, den er in seiner handschriftlich ausgefüllten Einkommensteuerer-

klärung in zutreffender Höhe erfasste. Hingegen berücksichtigte das 

beklagte Finanzamt im Einkommensteuerbescheid nur den Arbeits-

lohn aus einem der beiden Arbeitsverhältnisse. Der weitere Arbeits-

lohn, den der Kläger von einem Arbeitgeber mit Sitz in Niedersachsen 

bezogen hatte, fand im Steuerbescheid keine Berücksichtigung.

Nach Bestandskraft änderte das Finanzamt den Bescheid und berief 

sich auf eine offenbare Unrichtigkeit. Im Rahmen der Veranlagung sei 

nur eine landesweite programmgesteuerte Suche nach elektronischen 

Mitteilungen im „eSpeicher“ erfolgt. Den elektronisch übermittelten 

Arbeitslohn habe der Sachbearbeiter per Mausklick aus den „eDaten“ 

übernommen. Weitere elektronisch übermittelte Lohnsteuerbeschei-

nigungen seien nicht vorhanden gewesen. Erst im Rahmen der Ver-

anlagung für das Folgejahr sei eine Suche im bundesweiten Speicher 

erfolgt und der Fehler festgestellt worden.

Das FG Düsseldorf hat die dagegen gerichtete Klage abgewiesen und 

eine Änderungsbefugnis des Finanzamts bejaht. Für einen verständigen 

Dritten sei die Abweichung zwischen Steuerbescheid und Steuererklä-

rung ohne Weiteres ersichtlich. Es erscheine zudem ausgeschlossen, 

dass der Sachbearbeiter rechtliche Erwägungen angestellt habe. Ihm 

sei offensichtlich gar nicht bewusst gewesen, dass der Kläger Arbeits-

lohn aus zwei Arbeitsverhältnissen bezogen habe. Da er mithin davon 

ausgegangen sei, sämtliche relevante Lohndaten durch den Datenab-

ruf erfasst zu haben, liege ein bloßer Eingabefehler vor.

Dass dem Sachbearbeiter der Fehler bei sorgfältigerer Bearbeitung 

hätte auffallen müssen, führe zu keinem anderen Ergebnis. Eine Ände-

rung wegen offenbarer Unrichtigkeit hänge nicht von Verschuldensfra-

gen ab. Dementsprechend stehe die oberflächliche Behandlung eines 

Steuerfalls der Berichtigung nicht entgegen. Letztlich hätten sich dem 

Sachbearbeiter auch keine Zweifel aufdrängen müssen, da im Rahmen 

der Veranlagung insbesondere kein entsprechender Prüfhinweis erteilt 

worden sei.

Das FG Düsseldorf hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 11.10.2016, 10 K 1715/16 E

Häusliche Pflege: Auch bei Betreuung durch nicht 
besonders ausgebildetes Personal abzugsfähig

Die häusliche Pflege durch einen polnischen Pflegedienst ist als au-

ßergewöhnliche Belastung auch dann abzugsfähig, wenn es sich bei 

den eingesetzten Betreuungskräften nicht um ausgebildetes Pflege-

fachpersonal handelt. Dies hat das Finanzgericht (FG) Düsseldorf ent-

schieden.

Die Klägerin ist pflegebedürftig und erhielt im Streitjahr 2014 Pflege-

geld für selbst beschaffte Pflegedienste in Höhe von 5.280 Euro. Nach 

den Feststellungen des medizinischen Dienstes hatte die Klägerin ei-
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nen täglichen Hilfsbedarf von 163 Minuten für die Grundpflege (Kör-

perpflege, Ernährung, Mobilität) und von einer Stunde für die haus-

wirtschaftliche Versorgung. Für ihre häusliche Pflege hatte die Klägerin 

einen Vertrag mit einem polnischen Pflegedienst geschlossen. Der Ver-

trag regelte die hauswirtschaftliche Versorgung (Einkaufen, Kochen, 

Spülen, Wäsche- und Kleidungswechsel) der Klägerin, ihre Unterstüt-

zung bei alltäglichen Aktivitäten sowie Teilleistungen im Bereich der 

Grundpflege. Die polnische Firma erbrachte diese Leistungen durch im 

Haushalt der Klägerin wohnende polnische Betreuungskräfte mit einer 

Wochenarbeitszeit von 40 Stunden.

In ihrer Einkommensteuererklärung 2014 machte die Klägerin die Kos-

ten für die Betreuungsleistungen in Höhe von 28.500 Euro sowie die 

Unterkunfts- und Versicherungskosten der Betreuungskräfte mit 2.712 

Euro als außergewöhnliche Belastungen geltend. Das Finanzamt lehn-

te den Abzug dieser Aufwendungen ab, weil es sich bei den Betreu-

ungskräften nicht um ausgebildete Pflegekräfte beziehungsweise nicht 

um einen sozialrechtlich anerkannten Pflegedienst gehandelt habe. 

Die Aufwendungen seien nur als haushaltsnahe Dienstleistungen mit 

einem Höchstbetrag von 4.000 Euro abzugsfähig.

Das FG hat der Klage insoweit stattgegeben, als es die dem Grunde 

nach abziehbaren Pflegeaufwendungen auf einen angemessenen 

Anteil von 20.732 Euro kürzte und hiervon das der Klägerin gezahl-

te Pflegegeld in Höhe von 5.280 Euro abzog. Zur Begründung führ-

te es aus, die Kosten für die Grundpflege und hauswirtschaftliche 

Versorgung der Klägerin dienten dazu, ihre Krankheit erträglicher zu 

machen und gehörten daher als Pflegeaufwendungen zu den dem 

Grunde nach abziehbaren Krankheitskosten. Entgegen der Auffassung 

des Finanzamts sei die Abziehbarkeit der Aufwendungen nicht ausge-

schlossen, weil es sich bei den eingesetzten Betreuungskräften nicht 

um besonders ausgebildetes Pflegefachpersonal gehandelt habe. Eine 

solche Voraussetzung ergebe sich weder aus dem Wortlaut des § 33 

des Einkommensteuergesetzes noch aus § 64 der Einkommensteuer-

Durchführungsverordnung. Die angefallenen Betreuungskosten kürzte 

das FG auf einen angemessenen Anteil von zwei Drittel, weil von der 

Betreuung an 40 Wochenstunden nur etwa 27 Stunden als notwendi-

ge Pflegezeit fachmedizinisch nachgewiesen waren.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 21.06.2016, 5 K 

2714/15, rechtskräftig

Grundstücksschenkung unter Auflage:  
Bemessungsgrundlage der Grunderwerbsteuer

Grundstücksschenkungen unter einer Auflage unterliegen hinsichtlich 

des Werts der Auflage der Grunderwerbsteuer, wenn die Auflage bei 

der Schenkungsteuer abziehbar ist. Das entschied der BFH.

Unerheblich sei, ob die Auflage tatsächlich bei der Schenkungsteuer 

abgezogen wurde, erklärten die Richter. Das gelte selbst dann, wenn 

die Grundstücksschenkung insgesamt von der Schenkungsteuer be-

freit sei.

Die Entscheidung betrifft folgenden Sachverhalt:

Ein gemeinnütziger Verein hatte mit notariell beurkundetem Vertrag 

im Wege einer Schenkung den hälftigen Miteigentumsanteil an einem 

bebauten Grundstück erlangt. Die im Zeitpunkt der Schenkung fast 

90 Jahre alte Schenkerin behielt sich das dingliche Recht zur alleini-

gen und ausschließlichen Nutzung der Wohnung im Obergeschoss des 

Hauses sowie zur Mitbenutzung aller Gemeinschaftsräume und Ein-

richtungen vor.

Das Finanzamt setzte die Grunderwerbsteuer auf 428 Euro fest. Als 

Bemessungsgrundlage legte es den Kapitalwert des Wohnungsrechts 

in Höhe von 17.128 Euro (Jahresmietwert 4.200 Euro x Vervielfältiger 

4,078) zugrunde und rechnete diesen hälftig dem Verein zu.

Die nach erfolglosem Einspruchsverfahren erhobene Klage hatte kei-

nen Erfolg: Nach Ansicht des Finanzgerichts ist die Grundstücksschen-

kung zwar grundsätzlich nach § 3 Nr. 2 Satz 1 des Grunderwerbsteu-

ergesetzes von der Besteuerung ausgenommen. Eine Ausnahme gelte 

nach § 3 Nr. 2 Satz 2 GrEStG aber bei einer Schenkung unter Auflage. 

Der Wert der Auflage unterliege der Grunderwerbsteuer, wenn die Auf-

lage bei der Schenkungsteuer abziehbar sei (FG Baden-Württemberg, 

Urteil vom 21.10.2014, Az. 5 K 2894/12). 

Der Verein ging in Revision und rügt eine Verletzung von § 3 Nr. 2 Satz 

2 GrEStG: Der Wert der Auflage habe nicht bei der Schenkungsteu-

er abgezogen werden können, da die Zuwendung nach § 13 Nr. 16 

Buchst. b des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) 

von der Schenkungsteuer befreit gewesen sei.

Das sah der BFH anders und schloss sich der Auffassung der Vorins-

tanz an. Die Richter führten aus, § 3 Nr. 2 Satz 2 GrEStG stelle seinem 

Wortlaut nach allein darauf ab, dass die Auflage bei der Schenkung-
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steuer „abziehbar ist“. Dadurch habe der Gesetzgeber klargestellt, 

dass Auflagen, die bei der Schenkungsteuer nicht abziehbar sind, son-

dern nur zu einer Stundung der Steuer nach § 25 ErbStG a.F. führen, 

der Bemessung der Grunderwerbsteuer nicht zugrunde gelegt werden 

dürfen.

Hätte der Gesetzgeber zum Ausdruck bringen wollen, dass eine Schen-

kung unter einer Auflage nur insoweit der Grunderwerbsteuer unter-

liegt, als der Wert der Auflage bei der Schenkungsteuer tatsächlich ab-

gezogen wurde, hätte er dies durch eine entsprechende Formulierung 

regeln können und müssen. 

Es spiele für die Festsetzung der Grunderwerbsteuer daher keine Rolle, 

ob Schenkungsteuer tatsächlich festgesetzt wurde und ggf. mit wel-

chem Wert die Auflage sich dabei bereicherungsmindernd auswirkte.

BFH-Urteil vom 12.7.2016, II R 57/14

Grundstückskauf: Keine Änderung der  
Grunderwerbsteuer bei Insolvenz des Käufers

Beim Grundstückskauf führt der Ausfall der Kaufpreisforderung auf-

grund einer Insolvenz des Käufers nicht zu einer Änderung der Bemes-

sungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer. Dies geht aus einem Urteil 

des Bundesfinanzhofes (BFH) hervor.

Im Streitfall hatte eine GmbH 1998 eine zuvor landwirtschaftlich 

genutzte Fläche erworben, die sie erschließen und in einzelne Bau-

grundstücke aufgeteilt weiterverkaufen wollte. Der Kaufpreis betrug 

insgesamt 6.897.700 DM und war bis zum Abverkauf der einzelnen 

Baugrundstücke gestundet. Der bis zum 31.12.2006 noch nicht fällig 

gewordene Restkaufpreis sollte am 15.01.2007 in einer Summe fäl-

lig und zahlbar sein. Das Finanzamt setzte die Grunderwerbsteuer in 

Höhe von 219.691 DM fest. Es ging dabei von einer Bemessungsgrund-

lage von 6.897.700 DM aus, zinste diesen Betrag jedoch wegen der 

Stundung des Kaufpreises um 620.793 DM ab.

In 2006 geriet der Verkauf der Baugrundstücke ins Stocken. Die GmbH 

konnte ihre Zahlungsverpflichtungen nicht erfüllen. Über ihr Vermö-

gen wurde das Insolvenzverfahren eröffnet. Bis dahin hatte die GmbH 

auf den Kaufpreis nur Teilzahlungen in Höhe von insgesamt 2.567.800 

Euro (5.022.180 DM) geleistet. Weitere Zahlungen erfolgten nicht 

mehr. Der Insolvenzverwalter beantragte beim Finanzamt erfolglos die 

Herabsetzung der Grunderwerbsteuer. Die Klage des Insolvenzverwal-

ters vor dem Finanzgericht hatte ebenfalls keinen Erfolg.

Der BFH bestätigte die Klageabweisung. Bei einem Grundstückskauf 

bemesse sich die Grunderwerbsteuer nach dem Kaufpreis einschließ-

lich der vom Käufer übernommenen sonstigen Leistungen. Die Kauf-

preisforderung sei mit ihrem Nennwert anzusetzen, wenn nicht be-

sondere Umstände einen höheren oder geringeren Wert begründen. 

Da zum Zeitpunkt des Abschlusses des Kaufvertrags die Beteiligten 

davon ausgehen, dass der Kaufpreis auch tatsächlich entrichtet wird, 

sei dieser mit seinem Nennwert als Bemessungsgrundlage der Grund-

erwerbsteuer anzusetzen. Unerheblich sei, ob der Grundstückskäufer 

den Kaufpreis später tatsächlich zahlt oder der Verkäufer mit der Kauf-

preisforderung ganz oder zum Teil ausfällt. Dies habe keine Auswirkun-

gen auf die festgesetzte Grunderwerbsteuer.

Wie der BFH jetzt klargestellt hat, verhält es sich ebenso, wenn über 

das Vermögen des Käufers das Insolvenzverfahren eröffnet wird. Zwar 

werde dann die Kaufpreisforderung uneinbringlich, soweit der Ver-

käufer im Insolvenzverfahren nicht befriedigt wird. Dies berühre aber 

weder die Wirksamkeit des Kaufvertrags noch komme es zu einer He-

rabsetzung des Kaufpreises, da für dessen Bestimmung der Zeitpunkt 

des Vertragsschlusses maßgeblich sei. Eine Änderung komme auch 

nicht nach § 16 Absatz 3 des Grunderwerbsteuergesetzes in Betracht. 

Danach könne zwar die Herabsetzung der Kaufpreisforderung nach Ab-

schluss des Kaufvertrags zu einer Änderung des Grunderwerbsteuerbe-

scheids führen. Der teilweise Ausfall der Kaufpreisforderung aufgrund 

der Insolvenz des Käufers sei aber keine derartige Herabsetzung des 

Kaufpreises.

Der Entscheidung komme über den Streitfall hinaus allgemeine Be-

deutung zu, betont der BFH. So käme eine Minderung der Grunder-

werbsteuer aufgrund eines Zahlungsausfalls des Käufers zum Beispiel 

auch dann nicht in Betracht, wenn der Verkäufer Grunderwerbsteuer-

schuldner ist.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 12.05.2016, II R 39/14
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Steuerbefreiung für Familienheime: Übertragung 
innerhalb von zehn Jahren führt trotz Weiternutzung 
als Wohnung zu rückwirkender Versagung

Die Steuerbefreiung für Familienheime ist rückwirkend zu versagen, 

wenn der Erwerber seine Eigentümerstellung innerhalb von zehn Jah-

ren nach dem Erwerb überträgt, auch wenn er das Familienheim wei-

terhin im Rahmen eines Nießbrauchs oder Wohnrechts weiterbenutzt. 

Laut Finanzgericht (FG) Hessen gilt dies auch für die unentgeltliche 

Übertragung des Familienheims durch den Erben auf seine Kinder in-

nerhalb der Zehn-Jahres-Frist.

Der Kläger ist Alleinerbe seiner 2009 verstorbenen Mutter, die ihm un-

ter anderem ein Einfamilienhaus vererbte. In diesem wohnte der Klä-

ger schon vor dem Tod der Mutter mit seiner Ehefrau. Das Finanzamt 

berücksichtigte bezüglich des Erwerbs des Grundstücks eine Steuerbe-

freiung gemäß § 13 Absatz 1 Nr. 4c ErbStG. Im Erläuterungstext heißt 

es hierzu: „Die Steuerbefreiung fällt mit Wirkung für die Vergangenheit 

weg, wenn der Erwerber das Familienheim innerhalb von zehn Jahren 

nach dem Erwerb nicht mehr zu Wohnzwecken selbst nutzt, es sei 

denn, er ist aus zwingenden Gründen an einer Selbstnutzung zu eige-

nen Wohnzwecken gehindert“.

2013 übertrug der Kläger das Grundstück an seinen Sohn und seine 

Tochter zum Miteigentumsanteil von je 1/2, wobei er sich das Nieß-

brauchsrecht am Grundstück und ein Dauerwohnrecht zugunsten sei-

ner Frau und sich selbst vorbehielt. 2015 erließ das Finanzamt einen 

geänderten Steuerbescheid. Die Steuerbefreiung für das Familienheim 

gewährte es nicht mehr, da die Übergabe des Grundstücks an die Kin-

der den Nachversteuerungstatbestand des § 13 Absatz 1 Nr. 4c Satz 5 

ErbStG erfülle. Durch die Weiterübertragung unter Nießbrauchsvor-

behalt seien die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung des Famili-

enheims entfallen.

Über die Frage, wann § 13 Absatz 1 Nr. 4c ErbStG greift, besteht ein 

Meinungsstreit. Das FG Hessen hat ihn dahingehend entschieden, dass 

die Steuerbefreiung für Familienheime voraussetzt, dass das Famili-

enheim während eines Zeitraums von zehn Jahren nach dem Erwerb 

nicht nur vom Erwerber bewohnt wird, sondern auch das Eigentum bei 

diesem verbleibt. Dies ergebe sich sowohl aus der Auslegung nach Sinn 

und Zweck der Norm (teleologische Auslegung) als auch aus einer sys-

tematischen Auslegung der Vorschrift.

So sei die Steuerbefreiung des § 13 Absatz 1 Nr. 4c ErbStG gerade zu 

dem Zweck geschaffen worden, zu verhindern, dass der Erwerber sein 

Eigentum am Familienheim aufgeben muss, um die Erbschaftsteuer 

zu bezahlen. Dementsprechend sei die Nachversteuerungsregelung 

des § 13 Absatz 1 Nr. 4c Satz 5 ErbStG im Gesamtzusammenhang der 

Steuerbefreiungsnorm auszulegen. Da eine Steuerbefreiung nur dann 

zu gewähren ist, wenn der Erwerb des Eigentums und die tatsächliche 

Nutzung zu Wohnzwecken zusammenfallen, ist nach Überzeugung des 

FG Hessen eine Nachversteuerung regelmäßig vorzunehmen, wenn 

eines der beiden Tatbestandsmerkmale entfällt. Anhaltspunkte dafür, 

dass dem Gesetzgeber im Rahmen der Nachversteuerung das Merk-

mal des Eigentums verzichtbar erschien, während er am Merkmal des 

Wohnens festgehalten hat, seien nicht ersichtlich.

Finanzgericht Hessen, Gerichtsbescheid vom 15.02.2016, 1 K 2275/15
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

Investitionsabzugsbetrag: Bundesrechnungshof  
fordert Beschränkung auf kleine und mittlere Betriebe

In seinem aktuell veröffentlichen Jahresbericht 2016 greift der Bun-

desrechnungshof (BRH) auch steuerliche Themen auf. Unter anderem 

rät er dazu, den Investitionsabzugsbetrag auf kleine und mittlere Be-

triebe zu beschränken sowie die Besteuerung von EU-Neufahrzeugen 

sicherzustellen.

Die aktuelle Gestaltung des Investitionsabzugsbetrags führe dazu, dass 

regelmäßig größere Betriebe in den Genuss dieser Steuervergünsti-

gung kommen, so der BRH. Dabei ziele die Regelung insbesondere auf 

kleine und mittlere Unternehmen. Sie solle ihre Wettbewerbssituation 

verbessern. Diese könnten für eine geplante Investition einen steu-

ermindernden Abzugsbetrag bilden. Die Begünstigung sei abhängig 

von der Art und der Größe des Betriebes: Bei gleicher Betriebsgröße 

könnten Land- und Forstbetriebe die Steuervergünstigung in Anspruch 

nehmen, während sie Gewerbetreibenden und Freiberuflern verwehrt 

bleibe. Das Bundesfinanzministerium soll die Förderung durch den In-

vestitionsabzugsbetrag nach Meinung des BRH auf kleine und mittlere 

Betriebe beschränken. 

Weiter moniert der BRH, dass Deutschland nach wie vor kein EU-

Verfahren für die Umsatzbesteuerung von Internetleistungen auslän-

discher Unternehmer bereitgestellt habe. Das neue Verfahren hät-

te bis zum 01.01.2015 eingeführt werden müssen. Im Gegensatz zu 

den meisten EU-Mitgliedstaaten sei es Deutschland nicht gelungen, 

seiner Verpflichtung nachzukommen und das hierfür notwendige IT-

Verfahren rechtzeitig fertigzustellen. Stattdessen habe die Europäische 

Kommission Deutschland technisch unterstützen müssen. Die zur 

Verfügung gestellte IT-Lösung lasse einen automatisierten Informati-

onsaustausch nur eingeschränkt zu und sei arbeitsaufwendig und feh-

leranfällig. Das Bundesfinanzministerium (BMF) sollte alle Kräfte bün-

deln, damit das Besteuerungsverfahren wenigstens ab dem 01.01.2017 

mit voller Funktionalität und IT-Unterstützung zum Einsatz kommen 

kann, fordert der BRH.

Schließlich sollte Deutschland die Besteuerung von EU-Neufahrzeu-

gen sicherstellen, so der Rechnungshof. Auch beim Kauf von Neufahr-

zeugen innerhalb der EU für den privaten Zweck fehle ein für den In-

formationsaustausch notwendiges IT-Verfahren. Wenn ein EU-Bürger 

in Deutschland ein Fahrzeug kauft, könne Deutschland anderen EU-

Mitgliedstaaten keine vollständigen Daten übermitteln. Umgekehrt 

seien deutsche Finanzbehörden unzureichend über den Erwerb von 

Neufahrzeugen im EU-Ausland durch deutsche Käufer informiert. In 

allen betroffenen EU-Mitgliedstaaten seien deshalb Steuerausfälle zu 

befürchten. Das BMF sollte diese Lücke beim Informationsaustausch 

schließen und das erforderliche IT-Verfahren kurzfristig bereitstellen. 

Bundesrechnungshof, PM vom 15.11.2016

Betrieblichen Altersversorgung: Verzinsung eines 
Versorgungskapitals

Bestimmt eine Betriebsvereinbarung, dass ein dem Arbeitnehmer im 

Versorgungsfall zustehendes Versorgungskapital in zwölf Jahresraten 

auszuzahlen und mit einem marktüblichen Zinssatz zu verzinsen ist, 

den der Arbeitgeber festlegt, bestehen keine rechtlichen Bedenken da-

gegen, wenn dieser sich bei der Festlegung des Zinssatzes an der Ren-

dite für Nullkuponanleihen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Französischen Republik orientiert.

Bei der Beklagten, einem Unternehmen der Metall- und Elektroin-

dustrie, besteht im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung eine 

Gesamtbetriebsvereinbarung zur Entgeltumwandlung, die zum Auf-

bau eines Versorgungskapitals führt. Die Beklagte und der Gesamt-

betriebsrat haben eine Auszahlungsrichtlinie vereinbart. Danach kann 

das Versorgungskapital nach Eintritt des Versorgungsfalls in höchstens 

zwölf Jahresraten ausgezahlt werden. Das noch nicht ausgezahlte Ver-

sorgungskapital ist mit einem marktüblichen Zinssatz zu verzinsen, der 

von der Beklagten festzulegen ist.

Der Kläger schied mit Eintritt des Versorgungsfalls nach der Vollen-

dung des 65. Lebensjahres im zweiten Halbjahr 2011 aus dem Arbeits-

verhältnis mit der Beklagten aus. Sein Versorgungskapital betrug etwa 

360.000,00 Euro. Die Beklagte setzte den Zinssatz auf jährlich 0,87 

% fest. Dabei legte sie die Zinsstrukturkurve für deutsche und franzö-

sische Staatsnullkuponanleihen zugrunde. Der Kläger hat eine Verzin-

sung seines Versorgungskapitals mit 3,55 % pro Jahr verlangt.

Die Klage hatte vor dem Dritten Senat des Bundesarbeitsgerichts kei-

nen Erfolg. Die Bestimmung, welcher Markt für die Marktüblichkeit der 

Verzinsung heranzuziehen ist und welcher konkrete Zinssatz festgelegt 
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wird, obliegt der Beklagten im Rahmen billigen Ermessens nach § 315 

BGB. Es ist nicht unbillig, für die Verzinsung eines Versorgungskapitals 

darauf abzustellen, wie dieses sicher angelegt werden kann. Dem ent-

spricht eine Orientierung an der Rendite von Staatsnullkuponanleihen.

BAG, Pressemitteilung vom 30.08.2016 zum Urteil 3 AZR 272/15 vom 

30.08.2016

Versandkosten für vom Arbeitgeber gewährte  
Sachbezüge sind in Berechnung der Freigrenze von  
44 Euro einzubeziehen 

Ein Arbeitgeber haftet für die Lohnsteuer auf Sachzuwendungen an 

seine Arbeitnehmer, wenn der Wert der Zuwendung zusammen mit 

den Versand- und Verpackungskosten die monatliche Freigrenze von 

44 Euro überschreitet (§ 8 Absatz 2 Satz 11 des Einkommensteuerge-

setzes – EStG). Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg 

entschieden.

Die Klägerin betreibt eine Spedition und hatte ihren Arbeitnehmern 

im Rahmen eines Prämiensystems für unfallfreies Fahren und den 

pfleglichen Umgang mit den Fahrzeugen die Möglichkeit eingeräumt, 

bei einer Fremdfirma Waren (zum Beispiel Textilien und Haushaltsge-

genstände) zu bestellen. Die Fremdfirma stellte der Klägerin hierfür in 

der Regel einen Betrag von 43,99 Euro (brutto) sowie Versand- und 

Handlingskosten von 7,14 Euro (brutto) in Rechnung. Weil damit die 

Freigrenze von 44 Euro im Monat überschritten war, nahm das Finanz-

amt nach einer Lohnsteueraußenprüfung die Klägerin für die nicht von 

ihr einbehaltene und abgeführte Lohnsteuer in Haftung. Die Klägerin 

machte hiergegen geltend, die Übernahme der Versand- und Hand-

lingskosten führe bei ihren Arbeitnehmern zu keinem geldwerten Vor-

teil und sei daher nicht in die Freigrenze miteinzubeziehen. 

Das FG Baden-Württemberg bestätigte die Auffassung des Finanz-

amts. Der dem Arbeitnehmer gewährte Vorteil liege nicht nur im 

Wert der Sache selbst, sondern auch im Wert ihrer Verpackung und 

Zusendung als zusätzliche Dienstleitung. Der Versand der bestellten 

Ware von der Fremdfirma an die Arbeitnehmer nach Hause sei eine 

zusätzliche geldwerte Dienstleistung. Der Versand habe einen eigenen, 

geldwerten Vorteil, weil Verpackungskosten in Form von Material und 

Arbeitslöhnen anfallen und der Transport durch Dritte (Deutsche Post 

oder privater Postdienstleister) kostenpflichtig sei. Durch die Inan-

spruchnahme dieser Dienstleistung seien die Arbeitnehmer begünstigt 

und auch bereichert. Das folge aus dem Anschaffungskostenbegriff 

und entspreche der Verkehrsauffassung. Zu den Anschaffungskosten 

gehörten auch Nebenkosten wie Ausgaben für den Transport des Ge-

genstandes, dessen Anschaffung sich dementsprechend verteuert.

Der Bundesfinanzhof hat auf die Nichtzulassungsbeschwerde gegen 

das Urteil die Revision zugelassen (VI R 32/16).

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 04.08.2016, 10 K 

2128/14, nicht rechtskräftig

Mindestlohn liegt ab 2017 bei 8,84 Euro pro Stunde

Der gesetzliche Mindestlohn wird zum 01.01.2017 von 8,50 Euro auf 

8,84 Euro brutto je Zeitstunde erhöht. Das Bundeskabinett hat eine 

entsprechende Verordnung verabschiedet. Es folgt damit dem Be-

schluss der Mindestlohnkommission vom Juni 2016. Damit wird die 

Entscheidung der Mindestlohnkommission umgesetzt und verbindlich 

gemacht. Die Verordnung soll zum 01.01.2017 in Kraft treten.

Die Mitglieder der Mindestlohnkommission hatten sich am 28.06.2016 

einstimmig für eine Erhöhung um 34 Cent entschieden. Damit steigt 

der gesetzliche Mindestlohn zum 01.01.2017 von 8,50 Euro auf 8,84 

Euro brutto je Zeitstunde.

Nach dem Mindestlohngesetz entscheidet eine ständige Kommission 

der Tarifpartner alle zwei Jahre über die Anpassung der Höhe des Min-

destlohns – das nächste Mal 2018. Außerdem evaluiert die Mindest-

lohnkommission fortlaufend die Auswirkungen des Mindestlohns. Sie 

berichtet der Bundesregierung alle zwei Jahre darüber.

Die Kommission hat sich bei ihrer Entscheidung am 28.06.2016 nach-

laufend an der Tarifentwicklung – also an den Branchen-Tarifabschlüs-

sen der vergangenen 15 Monate – orientiert. Sie ist vom Tarifindex des 

Statistischen Bundesamtes ausgegangen. Dieser berücksichtigt, wel-

che Tariferhöhungen von Januar 2015 bis einschließlich Juni 2016 erst-

mals gezahlt werden. Maßstab dabei sind die tariflichen Stundenlöhne 

(ohne Sonderzahlungen) und deren monatliche Entwicklung. Laut Sta-

tistischem Bundesamt entspricht die Entwicklung der Tarifverdienste 

in diesem Zeitraum vier Prozent. Dabei ist die Tariferhöhung für den 

öffentlichen Dienst ab 01.03.2016 eingerechnet. Dieser wird bei der 
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nächsten Anpassung im Jahr 2018 ausgeklammert, um ihn nicht dop-

pelt anzurechnen. Deshalb stellte die Mindestlohnkommission für die 

nächste Entscheidung in 2018 – gültig ab 01.01.2019 – einen Tarifindex 

von 3,2 Prozent fest.

Bei ihrer Entscheidung hat die Kommission auch geprüft, ob der Min-

destlohn Arbeitnehmer angemessen schützt. Er dürfe fairen Wett-

bewerb und Beschäftigung nicht gefährden. Zusammen mit ihrem 

Beschluss hat sie der Bundesregierung ihren ersten Bericht zum ge-

setzlichen Mindestlohn vorgelegt. Die Kommission verwies in ihrem 

Bericht darauf, dass mit dem bestehenden Datenmaterial keine ein-

deutigen Effekte des Mindestlohns auf Arbeitskosten, Produktivität 

und Lohnstückkosten nachzuweisen waren. Die ökonomischen Aus-

wirkungen des Mindestlohns können gut eineinhalb Jahre nach seiner 

Einführung noch nicht abschließend bewertet werden.

Das Mindestlohngesetz sieht vor, dass bis zum 31.12.2017 abweichen-

de tarifvertragliche Regelungen dem Mindestlohn vorgehen. Dabei 

müssen die Tarifvertragsparteien repräsentativ sein und der Tarifver-

trag für alle Arbeitgeber und Beschäftigten in der Branche verbind-

lich gelten. Das betrifft die Fleischwirtschaft, die Branche Land- und 

Forstwirtschaft, Gartenbau, die ostdeutsche Textil- und Bekleidungs-

industrie sowie Großwäschereien. Ab dem 01.01.2017 müssen diese 

Tarifverträge mindestens ein Stundenentgelt von 8,50 Euro vorsehen. 

Für Zeitungszusteller gilt ab dem 01.01.2017 ebenfalls ein Mindestlohn 

von 8,50 Euro. Ab dem 01.01.2018 müssen alle Beschäftigten dann 

mindestens den erhöhten gesetzlichen Mindestlohn von 8,84 Euro 

bekommen.

Bundesregierung, PM vom 26.10.2016

Übernahme von Fortbildungskosten führt nicht zu 
Arbeitslohn

Kosten für die Weiterbildung von Arbeitnehmern, die der Arbeitgeber 

übernimmt, stellen keinen steuerpflichtigen Arbeitslohn dar. Dies hat 

das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger betreibt ein Unternehmen für Schwer- und Spezialtranspor-

te. Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen sind die Fahrer verpflichtet, 

sich in bestimmten Zeitabständen weiterzubilden. Die Kosten für die 

vorgeschriebenen Maßnahmen übernahm der Kläger für seine bei ihm 

angestellten Fahrer, wozu er nach tarifvertraglichen Bestimmungen 

verpflichtet war. Das beklagte Finanzamt sah hierin steuerpflichtigen 

Arbeitslohn und nahm den Kläger für die entsprechenden Lohnsteuer-

beträge in Haftung. Der Kläger trug demgegenüber vor, dass die Kos-

tenübernahme in seinem eigenbetrieblichen Interesse liege.

Die Klage hatte in vollem Umfang Erfolg. Das FG sah in der Übernah-

me der Fortbildungskosten keinen Arbeitslohn, weil der Kläger hieran 

ein ganz überwiegend eigenbetriebliches Interesse gehabt habe. Durch 

die Entsendung zu den entsprechenden Maßnahmen könne der Kläger 

sicherstellen, dass seine Fahrer ihr Wissen über das verkehrsgerechte 

Verhalten in Gefahren- und Unfallsituationen, über das sichere Bela-

den der Fahrzeuge und über kraftstoffsparendes Fahren auffrischen 

und vertiefen. Die Weiterbildungen dienten nicht nur der Verbesserung 

der Sicherheit im Straßenverkehr, sondern auch der Sicherstellung des 

reibungslosen Ablaufs und der Funktionsfähigkeit des Betriebs. Für das 

eigenbetriebliche Interesse spreche schließlich auch die tarifvertragli-

che Pflicht zur Kostenübernahme.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 09.10.2016, 13 K 3218/13 L

Mehrwertsteuer: Reform soll Online-Handel  
erleichtern

Mit einer Reform der Mehrwertsteuer-Regeln will die Europäische 

Kommission den Online-Handel erleichtern und Steuerverluste der 

Mitgliedstaaten wettmachen. Durch ein EU-weit einheitliches Portal 

für die auf Online-Umsätze fällige Mehrwertsteuer sollen Unterneh-

men in der Europäischen Union Verwaltungskosten von jährlich 2,3 

Milliarden Euro einsparen können. Gleichzeitig sollen die neuen Vor-

schriften sicherstellen, dass die Mehrwertsteuer in dem Mitgliedstaat 

entrichtet wird, in dem der Endverbraucher ansässig ist.

Das soll zu einer gerechteren Verteilung der Steuereinnahmen führen 

und den Mitgliedstaaten helfen, die derzeit auf fünf Milliarden Euro 

jährlich veranschlagten Steuerverluste bei Online-Umsätzen wettzu-

machen. Bis 2020 würden sich die jährlichen Mindereinnahmen vo-

raussichtlich auf sieben Milliarden Euro belaufen. Daher müsse drin-

gend gehandelt werden, erläutert die Kommission.

Außerdem soll es den Mitgliedstaaten ermöglicht werden, diesel-

ben Mehrwertsteuersätze auf elektronische Veröffentlichungen wie 
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E-Books und Online-Zeitungen zu erheben wie auf die entsprechen 

Print-Veröffentlichungen. Dafür würden Vorschriften aufgehoben, die 

Online-Veröffentlichungen von den Steuervergünstigungen für her-

kömmliche Druckerzeugnisse ausschließen.

Um die Mehrwertsteuervorschriften für im Online-Handel tätige 

Kleinstunternehmen und Start-ups zu vereinfachen, soll die Mehr-

wertsteuer auf grenzüberschreitende Verkäufe im Wert von bis zu 

10.000 Euro im Inland abgerechnet werden. Um kleinen und mittleren 

Unternehmen das Leben zu erleichtern, sollen die Verfahren für grenz-

überschreitende Verkäufe im Wert von bis zu 100.000 Euro vereinfacht 

werden.

Zudem soll gegen Mehrwertsteuerbetrug von außerhalb der EU vor-

gegangen werden, der zu Verzerrungen des Marktes und unlauterem 

Wettbewerb führen kann.

Diese Legislativvorschläge der Kommission werden nun dem Europä-

ischen Parlament zur Konsultation und dem Rat zur Annahme über-

mittelt.

Europäische Kommission, PM vom 01.12.2016

Gewinnspiel und Werbe-Einwilligung darf nicht  
vermengt werden

Das Landgericht Berlin hat einer Direktmarketingfirma untersagt, die 

Zustimmung zur Telefonwerbung an die Teilnahme an einem Gewinn-

spiel im Internet zu koppeln. Es dürfe nicht der Eindruck erweckt wer-

den, so das Gericht, dass die Einwilligung in die Werbung Vorausset-

zung für die Teilnahme sei. 

Die Aussage „Ja, ich will gewinnen und gebe dem Veranstalter und den 

Sponsoren mein E-Mail, Post- und telefonisches Werbeeinverständ-

nis“, sei unzulässig, sofern sie mit einem Klick auf ein Kästchen be-

stätigt werden musste, um den ausgelobten Preis (hier Smartphone) 

gewinnen zu wollen. Denn Werbung per Telefon und E-Mail sei nur 

erlaubt, wenn der Verbraucher „vorher in einer ausschließlich auf die 

Werbung bezogenen Erklärung zustimmt“. Diese Voraussetzung sei 

nicht erfüllt, wenn die Einwilligung zur Werbung zusammen mit der 

Teilnahmeerklärung am Gewinnspiel gefordert wird. 

LG Berlin, 16 O 249/10 vom 28.06.2011

Gartenfest mit Geschäftsfreunden: Ausgaben fallen 
nicht zwingend unter Abzugsverbot

Betriebsausgaben für die Bewirtung und Unterhaltung von Geschäfts-

freunden im Rahmen eines Gartenfests fallen nicht zwingend unter 

das Abzugsverbot nach § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 4 des Einkommensteu-

ergesetzes (EStG). Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 4 EStG erfasst neben im Gesetz ausdrücklich 

genannten Regelbeispielen wie Aufwendungen für Jagd oder Fische-

rei, für Segel- oder Motorjachten auch Aufwendungen für „ähnliche 

Zwecke“. Das Abzugsverbot soll Steuergerechtigkeit verwirklichen. Es 

erfasst auch Aufwendungen, die ausschließlich der Unterhaltung und 

Bewirtung der Geschäftsfreunde dienen.

Im Streitfall hatte eine Rechtsanwaltskanzlei in mehreren Jahren so 

genannte Herrenabende im Garten des Wohngrundstücks des na-

mensgebenden Partners veranstaltet, bei denen jeweils bis zu 358 

Gäste für Gesamtkosten zwischen 20.500 und 22.800 Euro unterhal-

ten und bewirtet wurden. Das Finanzgericht (FG) hatte das Abzugsver-

bot bejaht, weil die Veranstaltungen „Eventcharakter“ gehabt hätten, 

ein geschlossener Teilnehmerkreis vorgelegen habe und die Gäste sich 

durch die Einladung in ihrer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Stellung hätten bestätigt fühlen dürfen.

Dies hielt der BFH nicht für ausreichend. Nach seinem Urteil muss sich 

aus der Veranstaltung und ihrer Durchführung ergeben, dass Aufwen-

dungen für eine überflüssige und unangemessene Unterhaltung und 

Repräsentation getragen werden. Die bloße Annahme eines Eventcha-

rakters reiche hierfür nicht aus, da die unter das Abzugsverbot fallen-

den Aufwendungen für „ähnliche Zwecke“ wie bei den Regelbeispielen 

„unüblich“ sein müssten. Dies könne aufgrund eines besonderen Ortes 

der Veranstaltung oder der Art und Weise der Unterhaltung der Gäste 

der Fall sein. Der BFH hat im Streitfall das Urteil des FG aufgehoben 

und die Sache zurückverwiesen. Das FG habe im zweiten Rechtsgang 

zu prüfen, ob die Art und Durchführung der „Herrenabende“ den 

Schluss zulässt, dass diese sich von „gewöhnlichen Gartenfesten“ ab-

heben und mit der Einladung zu einer Segelregatta oder Jagdgesell-

schaft vergleichbar sind.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 13.07.2016, VIII R 26/14


